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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1965 Ausgegeben am 7. Dezember 1965 87. Stück

321. Verordnung: Abänderung der Försterschulen-Verordnung
3 2 2 . Verordnung: Geschäftsordnung des Beirates für die Renten- und Pensionsanpassung
3 2 3 . Übereinkommen über eine vorläufige Regelung für ein weltweites kommerzielles Satelliten-

Fernmeldesystem

3 2 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 10. No-
vember 1965, mit der die Försterschulen-

Verordnung abgeändert wird

Auf Grund der §§ 60, 63, 64, 65 und 71 des
Forstrechts-Bereinigungsgesetzes, BGBl. Nr. 222/
1962, wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen verordnet:

Die Försterschulen-Verordnung, BGBl. Nr. 34/
1963, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 1 erhält die bisherige Bezeichnung
„Bundesförsterschule Ort in Ort bei Gmunden"
die Bezeichnung „Bundesförsterschule Ort in
Gmunden".

2. § 4 Abs. 1 lit. c erhält folgende Fassung:

„c) bei Bewerbern, die bei Vorlage des Antra-
ges das 14. Lebensjahr überschritten haben,
ein polizeiliches Führungszeugnis, das nicht
älter als drei Monate sein darf,".

3. § 6 Abs. 1 lit. b Z. 6 erhält folgende Fas-
sung:

„6. den Stoff des Gegenstandes, der anläß-
lich der Jahresabschluß-Konferenz mit
der Note nicht genügend beurteilt
wurde, sowie den Stoff des Gegenstandes
gemäß lit. a, falls das Ergebnis der
schriftlichen Prüfung auf nicht genügend
lautet."

4. Im § 6 Abs. 2 hat der erste Klammeraus-
druck zu lauten:

„(§ 64 Abs. 2 des Forstrechts-Bereinigungs-
gesetzes)".

5. Im § 8 Abs. 7 hat der letzte Satz zu lauten:

„Erfolg:
wenn die Leistung weder mit sehr gut noch mit
gut und kein Prüfungsgegenstand mit der Note
nicht genügend beurteilt wurde."

6. Im § 10 Abs. 2 hat der erste Satz zu lauten:

„Der Schülerheimbeitrag beträgt 8000 S für das
Schuljahr und ist in 10 gleichen Monatsraten zu
entrichten."

Schleinzer

3 2 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 25. November
1965 über die Geschäftsordnung des Beirates

für die Renten- und Pensionsanpassung

Auf Grund des § 108 e des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, in
der Fassung des Pensionsanpassungsgesetzes,
BGBl. Nr. 96/1965, wird verordnet:

§ 1. Der Beirat für die Renten- und Pen-
sionsanpassung, im folgenden kurz Beirat ge-
nannt, wird von seinem Vorsitzenden oder des-
sen Vertreter zu den Sitzungen einberufen. Die
Einberufung hat wenigstens eine Woche vor der
Sitzung unter Bekanntgabe der Beratungsgegen-
stände zu erfolgen. Sie soll nach Tunlichkeit
schriftlich vorgenommen werden. Sitzungsunter-
lagen sind den Mitgliedern spätestens eine Woche
vor der Sitzung zu übermitteln. Die Sitzungsun-
terlagen sind gleichzeitig auch den Stellvertre-
tern der Mitglieder zu übermitteln.

§ 2. Ist ein Mitglied verhindert, an einer Sit-
zung des Beirates teilzunehmen, hat es für die
Benachrichtigung seines Stellvertreters zu sorgen.
Der Stellvertreter hat die Tatsache der Verhin-
derung des Mitgliedes dem Vorsitzenden (seinem
Vertreter) vor der Sitzung mitzuteilen.

§ 3. (1) Der Vorsitzende (Vertreter des Vor-
sitzenden) kann, wenn es für den Fortgang der
Beratungen zweckmäßig erscheint, für einzelne
Beratungsgegenstände den Vertreter des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung zum Be-
richterstatter bestellen.

(2) Die Sitzungen des Beirates sind nicht öffent-
lich. Der Beirat kann beschließen, die Beratung
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über einzelne Beratungsgegenstände als vertrau-
lich zu erklären.

(3) Gültige Beschlüsse werden mit einfacher
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglie-
der gefaßt.

(4) Streitigkeiten über die Geschäftsordnung
entscheidet der Vorsitzende (sein Stellvertreter).

§ 4. (1) Über jede Sitzung des Beirates ist ein
Protokoll zu führen, in das einzutragen sind:

1. Ort , Tag sowie der Zeitpunkt des Beginnes
und des Endes der Sitzung,

2. die anwesenden Mitglieder (Stellvertreter),

3. die Beratungsgegenstände,

4. eine Darstellung des wesentlichen Sitzungs-
verlaufes und der Wortlaut der gefaßten Be-
chlüsse.

(2) Die Protokollführung obliegt dem vom
Vorsitzenden des Beirates betrauten Bediensteten
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung.
Das Protokoll ist vom Vorsitzenden (seinem Ver-
treter) und vom Protokollführer zu unter-
:eichnen.

(3) Je eine Ausfertigung des Protokolls ist den
Mitgliedern und deren Stellvertretern zuzu-
stellen.

(4) Das Protokoll gilt als genehmigt, wenn
nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung
von einem Teilnehmer an der Sitzung Richtig-
stellungen beantragt werden. Über die beantrag-
ten Richtigstellungen ist in der nächsten Sitzung
des Beirates Beschluß zu fassen.

§ 5. Das Gutachten des Beirates ist unverzüg-
lich auszufertigen und von sämtlichen Mitglie-
dern (Stellvertretern), mit deren Stimme der Be-
schluß über das Gutachten zustande gekommen
ist, zu unterfertigen. Das gleiche gilt für jene
Mitglieder (Stellvertreter), deren von der ein-
fachen Mehrheit des Beirates abweichende Mei-
nung im Gutachten zum Ausdruck gebracht wird.

§ 6. Das Gutachten ist dem Bundesministerium
für soziale Verwaltung in dreifacher Ausfertigung
vorzulegen. Es ist gleichzeitig allen Mitgliedern
des Beirates und ihren Stellvertretern zuzu-
stellen.

Proksch

323.

Nachdem das Übereinkommen über eine vorläufige Regelung für ein weltweites kommer-
zielles Satelliten-Fernmeldesystem vom 20. August 1964, dessen Artikel VI und XI verfassungs-

ändernde Bestimmungen sind und welches also lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ÜBER
EINE VORLÄUFIGE RE-
GELUNG FÜR EIN WELT-
WEITES KOMMERZIELLES

SATELLITEN-FERN-
MELDESYSTEM

Die Unterzeichnerregierungen
dieses Übereinkommens —

eingedenk des in der Ent-
schließung Nr. 1721 (XVI) der
Generalversammlung der Ver-
einten Nationen niedergelegten
Grundsatzes, daß Satelliten-
Fernmeldeverbindungen so bald
wie möglich allen Völkern ohne
Diskriminierung weltweit zur
Verfügung stehen sollen,

von dem Wunsche geleitet,
ein einziges weltweites kommer-
zielles Satelliten-Fernmelde-
system zu schaffen, und zwar
als Bestandteil eines verbesserten
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Welt-Fernmeldenetzes, das alle
Gebiete der Erde mit erweiterten
Fernmeldediensten versorgt und
dadurch zum Weltfrieden und
zur internationalen Verständi-
gung beiträgt,

entschlossen, zu diesem Zweck
und zum Nutzen aller Völker
der Welt auf Grund des neuesten
Standes der Technik einen opti-
mal leistungsfähigen und wirt-
schaftlichen Fernmeldedienst bei
rationellster und gerechtester
Ausnutzung des Funkfrequenz-
spektrums bereitzustellen,

in der Auffassung, daß das
Satelliten-Fernmeldewesen so
gestaltet werden muß, daß allen
Staaten die Möglichkeit eröffnet
wird, zu dem weltweiten System
Zugang zu erhalten, und daß
Staaten, die dies wünschen,
Kapital in das System investie-
ren und sich somit an der
Planung und Entwicklung, am
Bau (einschließlich der Lieferung
von Einrichtungen), an der Ein-
richtung, Instandhaltung und
dem Betrieb des Systems sowie
am Eigentum daran beteiligen
können,

in der Auffassung, daß es
wünschenswert ist, bis zur Aus-
arbeitung einer endgültigen
Regelung zur Gestaltung eines
einzigen weltweiten kommer-
ziellen Satelliten-Fernmelde-
systems eine vorläufige Regelung
zu vereinbaren, welche die Er-
richtung eines solchen Systems
zum ehestmöglichen Zeitpunkt
vorsieht,

sind wie folgt übereingekom-
men:

ARTIKEL I

a) Die Vertragsparteien dieses
Übereinkommens werden zu-
sammenarbeiten, um im Ein-
klang mit den in der Präambel
niedergelegten Grundsätzen
Sorge zu tragen für die Planung
und Entwicklung, den Bau und
die Einrichtung, die Instand-
haltung und den Betrieb des
Weltraumsektors des weltweiten
kommerziellen Satelliten-Fern-
meldesystems, und zwar nach
folgendem Programm:
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i) eine Versuchs- und Be-
triebsphase, während wel-
cher der Einsatz eines
oder mehrerer Satelliten
vorgesehen ist, die im
Jahre 1965 in eine syn-
chrone Umlaufbahn ge-
bracht werden sollen;

ii) weitere aufeinanderfol-
gende Phasen, in denen
noch zu bestimmende
Typen von Satelliten mit
dem Ziel eingesetzt wer-
den, die Grundlagen für
eine weltumspannende
Fernmeldeversorgung im
zweiten Halbjahr 1967 zu
schaffen;

iii) Verbesserungen und Er-
weiterungen des Systems,
soweit sie von dem nach
Artikel IV dieses Überein-
kommens eingesetzten
Ausschuß vorbehaltlich
der Bestimmungen des
Artikels VI dieses Über-
einkommens beschlossen
werden.

b) In diesem Übereinkommen

i) bezeichnet der Ausdruck
„Weltraumsektor" die
Fernmeldesatelliten sowie
die für ihren Betrieb er-
forderlichen Anlagen und
Einrichtungen für die
Verfolgung der Bahn, die
Steuerung, die Befehls-
übermittlung und für an-
dere Zwecke;

ii) umfassen die Ausdrücke
„Planung" und „Entwick-
lung" auch die Forschung.

ARTIKEL II

a) Eine jede Vertragspartei
unterzeichnet das zusätzlich zu
diesem Übereinkommen abzu-
schließende und gleichzeitig da-
mit zur Unterzeichnung aufzu-
legende Sonderübereinkommen
oder bestimmt eine öffentliche
oder private Körperschaft des
Fernmeldewesens, die dasselbe
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unterzeichnet. Die Beziehungen
zwischen einer auf diese Weise
bestimmten Körperschaft und
der Vertragspartei, die sie be-
stimmt hat, werden durch die
entsprechende nationale Gesetz-
gebung geregelt.

b) Die Vertragsparteien sehen
vor, daß die Verwaltungen und
Fernmeldegesellschaften unter
Beachtung der für sie geltenden
nationalen Gesetzgebung im
Wege direkter Verhandlungen
geeignete Verkehrsvereinbarun-
gen treffen, die sich auf die Be-
nutzung der Fernmeldekanäle
des auf Grund dieses Überein-
kommens zu errichtenden
Systems, auf die der Öffentlich-
keit anzubietenden Dienste, auf
die Anlagen, auf die Verteilung
der Gewinne und auf die damit
zusammenhängenden geschäft-
lichen Regelungen beziehen.

ARTIKEL III

Der Weltraumsektor ist das
ungeteilte Eigentum der Unter-
zeichner des Sonderüberein-
kommens, und zwar im Ver-
hältnis ihrer Beiträge zu den
Kosten für die Planung und
Entwicklung, den Bau und die
Einrichtung des Weltraum-
sektors.

ARTIKEL IV

a) Hiermit wird ein im fol-
genden als „der Ausschuß" be-
zeichneter Interimsausschuß für
das Satelliten-Fernmeldewesen
eingesetzt, um die in Artikel I
dieses Übereinkommens vorge-
sehene Zusammenarbeit zu ver-
wirklichen. Er ist verantwort-
lich für die Planung und Ent-
wicklung, den Bau und die Ein-
richtung, die Instandhaltung
und den Betrieb des Weltraum-
sektors des Systems; insbeson-
dere nimmt er die in diesem
Übereinkommen und in dem
Sonderübereinkommen vorge-
sehenen Aufgaben wahr und hat
die darin festgelegten Befug-
nisse.

b) Der Ausschuß besteht aus
je einem Vertreter jedes Unter-
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Zeichners des Sonderüberein-
kommens, dessen Quote min-
destens 1'5°/o beträgt, und je
einem Vertreter von jeweils
zwei oder mehr Unterzeichnern
des Sonderübereinkommens,
deren zusammengelegte Quoten
mindestens 1'5% erreichen und
die eine derartige Vertretung
vereinbart haben.

c) Bei der Wahrnehmung
seiner finanziellen Aufgaben
auf Grund dieses Übereinkom-
mens und des Sonderüberein-
kommens steht dem Ausschuß
ein beratender Unterausschuß
für Finanzen zur Seite. Er wird
vom Ausschuß eingesetzt, so-
bald dieser seine Arbeit aufge-
nommen hat.

d) Der Ausschuß kann weitere
beratende Unterausschüsse ein-
setzen, soweit er dies für zweck-
dienlich hält.

e) Keinem Unterzeichner be-
ziehungsweise keiner Gruppe
von Unterzeichnern des Sonder-
übereinkommens kann die Ver-
tretung im Ausschuß auf Grund
einer Kürzung nach Artikel XII
lit. c dieses Übereinkommens
entzogen werden.

f) In diesem Übereinkommen
bezeichnet der Ausdruck
„Quote" in bezug auf einen
Unterzeichner des Sonderüber-
einkommens den im Anhang
zum Sonderübereinkommen
neben seinem Namen angegebe-
nen Prozentsatz oder den auf
Grund des vorliegenden Über-
einkommens und des Sonder-
übereinkommens geänderten
Prozentsatz.

ARTIKEL V

a) Jeder im Ausschuß vertre-
tene Unterzeichner und jede im
Ausschuß vertretene Gruppe
von Unterzeichnern des Sonder-
übereinkommens verfügt über
eine Anzahl von Stimmen, die
seiner Quote bzw. ihren zusam-
mengelegten Quoten entspricht.

b) Der Ausschuß ist beschluß-
fähig, wenn in einer Sitzung
Vertreter anwesend sind, deren
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Stimmenzahl insgesamt um min-
destens 8'5 Stimmen über der
des Vertreters mit den meisten
Stimmen liegen.

c) Der Ausschuß wird sich be-
mühen, einstimmig zu handeln;
ist dies nicht möglich, so be-
schließt er mit der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen; jedoch
bedarf vorbehaltlich von lit. d
und e dieses Artikels ein Be-
schluß in folgenden Angelegen-
heiten der Zustimmung von
Vertretern, deren Stimmenzahl
insgesamt um mindestens
12'5 Stimmen über der des Ver-
treters mit den meisten Stim-
men liegt:

i) Auswahl des oder der
Typen des einzurichten-
den Weltraumsektors,

ii) Aufstellung allgemeiner
Normen für die Zulas-
sung der Erdefunkstellen,
die Zugang zum Welt-
raumsektor haben sollen,

iii) Genehmigung der Haus-
haltspläne nach Haupt-
titeln,

iv) Berichtigung von Ab-
rechnungen nach Arti-
kel 4 lit. c des Sonder-
übereinkommens,

v) Festsetzung des Gebüh-
rensatzes für die Satel-
litennutzungseinheit nach
Artikel 9 lit. a des Son-
derübereinkommens,

vi) Beschlüsse über Zusatz-
beiträge nach Artikel VI
lit. b dieses Übereinkom-
mens,

vii) Genehmigung der Ver-
gabe von Aufträgen nach
Artikel 10 lit. c des Son-
derübereinkommens,

viii) Genehmigung der mit
dem Abschuß von Satel-
liten zusammenhängen-
den Angelegenheiten
nach Artikel 10 lit. d des
Sonderübereinkommens,
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ix) Genehmigung der Quo-
ten nach Artikel XII
lit. a Ziffer ii) dieses
Übereinkommens,

x) Festsetzung der finanziel-
len Bedingungen für den
Beitritt nach Artikel XII
lit. b dieses Übereinkom-
mens,

xi) Beschlüsse über den
Rücktritt nach Artikel XI
lit. a und b dieses Über-
einkommens und Arti-
kel 4 lit. d des Sonder-
übereinkommens,

xii) Empfehlung von Ände-
rungen nach Artikel 15
des Sonderübereinkom-
mens,

xiii) Annahme der Geschäfts-
ordnung des Ausschusses
und der beratenden
Unterausschüsse,

xiv) Genehmigung einer an
die Gesellschaft zu zahlen-
den angemessenen Ver-
gütung für ihre Dienst-
leistungen als geschäfts-
führendes Organ nach
den Artikeln 5 lit. c und
9 lit. b des Sonderüber-
einkommens.

d) Ist dem Ausschuß eine
Frage hinsichtlich des Typs des
im Sinne der Zielsetzung des
Artikels I lit. a Ziffer ii) dieses
Übereinkommens einzurichten-
den Weltraumsektors zur Be-
schlußfassung vorgelegt worden
und hat er binnen sechzig Tagen
nach Vorlage keinen diesbezüg-
lichen Beschluß nach lit. c Zif-
fer i) dieses Artikels gefaßt, so
kann ein solcher nach Ablauf
der genannten Frist mit den Ja-
Stimmen von Vertretern gefaßt
werden, deren Stimmenzahl ins-
gesamt um mindestens 8,5 Stim-
men über der des Vertreters mit
den meisten Stimmen liegt.

e) Ist dem Ausschuß eine der
folgenden Angelegenheiten:
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i) ein bestimmter Titel des
Haushaltsplanes nach
lit. c Ziffer iii) dieses Ar-
tikels,

ii) die Vergabe eines be-
stimmten Auftrages nach
lit. c Ziffer vii) dieses Ar-
tikels,

iii) eine bestimmte Ange-
legenheit im Zusammen-
hang mit Satellitenab-
schüssen nach lit. c Ziffer
viii) dieses Artikels

im Zusammenhang mit der Ziel-
setzung des Artikels I lit. a Zif-
fer i) und ii) dieses Überein-
kommens zur Genehmigung
vorgelegt worden und hat der
Ausschuß binnen sechzig Tagen
nach Vorlage keinen diesbezüg-
lichen Beschluß gefaßt, so kann
ein solcher nach Ablauf der ge-
nannten Frist mit den Ja-Stim-
men von Vertretern gefaßt wer-
den, deren Stimmenzahl insge-
samt um mindestens 8,5 Stim-
men über der des Vertreters mit
den meisten Stimmen liegt.

ARTIKEL VI

a) Die Beiträge der Unter-
zeichner des Sonderübereinkom-
mens zu den Kosten für die Pla-
nung und Entwicklung, den Bau
und die Einrichtung des Welt-
raumsektors während der Dauer
der vorläufigen Regelung be-
ruhen auf einem Voranschlag
von 200 Millionen US-Dollar.
Die Unterzeichner des Sonder-
übereinkommens zahlen ihre
Beitragsquoten zu diesen Kosten
nach Maßgabe der Bestimmun-
gen des Sonderübereinkommens.

b) Der Ausschuß entscheidet,
ob und gegebenenfalls in wel-
cher Höhe während der Dauer
der vorläufigen Regelung Zu-
satzbeiträge über den veran-
schlagten Betrag von 200 Mil-
lionen US-Dollar hinaus erfor-
derlich sind. Sollte infolge der
zusätzlichen Beiträge, die wäh-
rend der Dauer der vorläufigen
Regelung erforderlich werden,
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die Summe der Beiträge voraus-
sichtlich 300 Millionen US-Dol-
lar überschreiten, so wird eine
besondere Konferenz der Unter-
zeichner des Sonderübereinkom-
mens einberufen, um die Lage
zu prüfen und geeignete Maß-
nahmen zu empfehlen, bevor
der Ausschuß irgendwelche Be-
schlüsse faßt. Die Konferenz
legt ihre Geschäftsordnung
selbst fest.

c) Jeder Unterzeichner des
Sonderübereinkommens kann
sich verpflichten, seine Quote an
diesen Zusatzbeiträgen ganz
oder teilweise zu zahlen; jedoch
ist kein Unterzeichner dazu ge-
zwungen. Soweit ein Unter-
zeichner des Sonderübereinkom-
mens eine solche Verpflichtung
nicht übernimmt, kann sie von
den übrigen Unterzeichnern des
Sonderübereinkommens im Ver-
hältnis ihrer Quoten oder auf
andere von ihnen zu verein-
barende Weise übernommen
werden. Übernimmt jedoch ein
Unterzeichner des Sonderüber-
einkommens, der Mitglied einer
nach Artikel IV, lit. b dieses
Übereinkommens gebildeten
Gruppe zur gemeinsamen Be-
stellung eines Vertreters im
Ausschuß ist, nicht die Verpflich-
tung zur Zahlung dieser Zusatz-
beiträge, so können die übrigen
Unterzeichner dieser Gruppe
diese Verpflichtung in dem von
ihnen zu vereinbarenden Ver-
hältnis ganz oder teilweise über-
nehmen. Die Quoten der Unter-
zeichner des Sonderübereinkom-
mens werden entsprechend an-
gepaßt.

ARTIKEL VII

Um im Einklang mit den in
der Präambel niedergelegten
Grundsätzen eine möglichst
rationelle Benutzung des Welt-
raumsektors zu gewährleisten,
darf diesen eine Erdefunkstelle
nur dann benützen, wenn ihr
hiezu vom Ausschuß nach Ar-
tikel 7 des Sonderübereinkom-
mens die Genehmigung erteilt
wurde.
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ARTIKEL VIII

Die nach dem Recht des
District of Columbia errichtete
und in diesem Übereinkommen
als „Gesellschaft" bezeichnete
Satelliten-Fernmeldegesellschaft
(Communications Satellite Cor-
poration) handelt nach Maßgabe
der allgemeinen Zielsetzungen
des Ausschusses und gegebenen-
falls der besonderen Weisungen
desselben als geschäftsführendes
Organ bei der Planung und Ent-
wicklung, dem Bau und der Ein-
richtung, der Instandhaltung
und dem Betrieb des Weltraum-
sektors.

ARTIKEL IX

a) Unter Berücksichtigung des
in Artikel I dieses Übereinkom-
mens umrissenen Programms
legt der Ausschuß binnen einem
Jahr nach Inbetriebnahme des
anfänglichen weltweiten Systems,
spätestens jedoch am 1. Jänner
1969, jeder Vertragspartei einen
Bericht vor, der die Empfehlun-
gen des Ausschusses hinsichtlich
der für ein internationales welt-
weites System vorzusehenden
endgültigen Regelung enthält,
welche die in diesem Überein-
kommen festgelegte vorläufige
Regelung ablösen soll. Dieser
Bericht, in dem alle Meinungen
voll wiederzugeben sind, hat
unter anderem die Frage zu be-
handeln, ob die vorläufige Rege-
lung zur Dauerregelung gemacht
oder ob eine ständige interna-
tionale Organisation mit einer
Generalkonferenz und einem
internationalen Stab aus Ver-
waltungsfachleuten und Techni-
kern geschaffen werden soll.

b) Unabhängig von der Form
der endgültigen Regelung

i) haben ihre Ziele im Ein-
klang mit den in der
Präambel zu diesem
Übereinkommen nieder-
gelegten Grundsätzen zu
stehen,

ii) hat sie wie dieses Über-
einkommen allen Mit-
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gliedstaaten der Interna-
tionalen Fernmeldeunion
oder den von diesen
namhaft gemachten Kör-
perschaften zum Beitritt
offenzustehen,

iii) hat sie die Kapitaleinla-
gen der Unterzeichner
des Sonderübereinkom-
mens zu schützen und

iv) hat sie allen Vertrags-
parteien der endgültigen
Regelung die Möglichkeit
zu geben, an der Bestim-
mung der allgemeinen
Zielsetzung mitzuwirken.

c) Der Bericht des Ausschus-
ses wird auf einer internationa-
len Konferenz, an der auch die
ordnungsgemäß bestimmten
Körperschaften des Fernmelde-
wesens teilnehmen können, ge-
prüft; die betreffende Konfe-
renz ist von der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ameri-
ka binnen drei Monaten nach
Vorlage des Berichts einzuberu-
fen. Die Vertragsparteien wer-
den sich bemühen zu erreichen,
daß die endgültige Regelung
möglichst bald festgelegt wird,
damit sie bis zum 1. Jänner
1970 in Kraft treten kann.

ARTIKEL X

Bei der Prüfung der zu ver-
gebenden Aufträge und bei der
Wahrnehmung ihrer sonstigen
Aufgaben lassen sich der Aus-
schuß und die Gesellschaft als
geschäftsführendes Organ von
der Notwendigkeit leiten, die
besten Einrichtungen und
Dienstleistungen zum günstig-
sten Preis für einen möglichst
produktiven Einsatz und Be-
trieb des Weltraumsektors zu
planen, zu entwickeln und zu
beschaffen. Sind Angebote oder
Antworten auf Ausschreibungen
hinsichtlich der Güte, des cif-
Preises und der Lieferzeit ver-
gleichbar, so sorgen der Aus-
schuß und die Gesellschaft als
geschäftsführendes Organ dafür,
daß die Aufträge so vergeben
werden, daß die Einrichtungen
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in denjenigen Staaten, deren
Regierungen Vertragsparteien
dieses Übereinkommens sind,
geplant, entwickelt und beschafft
werden, und zwar ungefähr im
Verhältnis der Quoten der den
Vertragsparteien entsprechenden
Unterzeichner des Sonderüber-
einkommens; hiebei gilt als
Voraussetzung, daß diese Pla-
nung, Entwicklung und Beschaf-
fung nicht den gemeinsamen
Interessen der Vertragsparteien
dieses Übereinkommens und der
Unterzeichner des Sonderüber-
einkommens zuwiderlaufen darf.
Der Ausschuß und die Gesell-
schaft als geschäftsführendes
Organ sorgen ferner dafür, daß,
soweit dies ohne Minderung
der Verantwortung des Haupt-
lieferanten für die vertragsge-
mäße Durchführung der Arbei-
ten möglich ist, die vorstehend
dargelegten Grundsätze auch in
bezug auf die wichtigsten Sub-
lieferanten angewandt werden.

ARTIKEL XI

a) Jede Vertragspartei kann
von diesem Übereinkommen
zurücktreten; es tritt für sie
drei Monate nach der Notifika-
tion ihres Rücktritts an die Re-
gierung der Vereinigten Staaten
von Amerika außer Kraft;
diese setzt die anderen Vertrags-
parteien hievon in Kenntnis.
Im Falle des Rücktritts zahlt
der entsprechende Unterzeich-
ner des Sonderübereinkommens
alle auf Grund des Sonder-
übereinkommens bereits fälligen
Beträge zuzüglich eines zwischen
dem Unterzeichner und dem
Ausschuß zu vereinbarenden
Betrags für Kosten, die auf
Grund von Aufträgen entstehen
werden, welche vor der Notifi-
kation des Rücktritts vergeben
wurden. Ist hierüber binnen
drei Monaten nach der Notifi-
kation des Rücktritts keine
Einigung erzielt worden, so be-
stimmt der Ausschuß endgültig
die von diesem Unterzeichner
zu zahlenden Beträge.

b) Frühestens drei Monate
nach der vorläufigen Aufhebung
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der Rechte eines Unterzeichners
des Sonderübereinkommens
nach dessen Artikel 4 lit. d
kann der Ausschuß, sofern der
Unterzeichner nicht inzwischen
alle fälligen Beträge bezahlt hat,
unter Berücksichtigung einer
allfälligen Erklärung des Unter-
zeichners oder der entsprechen-
den Vertragspartei beschließen,
daß diese Vertragspartei als von
dem vorliegenden Übereinkom-
men zurückgetreten gilt; es tritt
damit für sie außer Kraft.

c) Der Rücktritt einer Ver-
tragspartei von diesem Über-
einkommen bewirkt automa-
tisch den Rücktritt des ihr ent-
sprechenden Unterzeichners des
Sonderübereinkommens von
diesem; jedoch bleibt die Zah-
lungsverpflichtung nach lit. a
dieses Artikels oder nach Arti-
kel 4 lit. d des Sonderüberein-
kommens von dem Rücktritt
unberührt.

d) Bei einem Rücktritt nach
lit. a oder b dieses Artikels er-
höht der Ausschuß die Quoten
der übrigen Unterzeichner des
Sonderübereinkommens im Ver-
hältnis ihrer Quoten oder auf
Grund einer besonderen Über-
einkunft zwischen ihnen, soweit
dies erforderlich ist, um die
Quote des zurückgetretenen
Unterzeichners des Sonderüber-
einkommens zu decken. War je-
doch der einer zurückgetretenen
Vertragspartei entsprechende
Unterzeichner des Sonderüber-
einkommens im Zeitpunkt des
Rücktritts Mitglied einer nach
Artikel IV lit. b dieses Über-
einkommens gebildeten Unter-
zeichnergruppe zur gemein-
samen Bestellung eines Vertre-
ters im Ausschuß, so wird die
Quote dieses Unterzeichners
durch eine Erhöhung der Quo-
ten der übrigen Unterzeichner
dieser Gruppe in einem von
ihnen zu vereinbarenden Ver-
hältnis aufgeteilt.

e) Der Rücktritt einer Ver-
tragspartei kann auch erfolgen,
wenn der Ausschuß auf deren
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Ersuchen die Übertragung der
auf diesem Übereinkommen
und dem Sonderübereinkom-
men beruhenden Rechte und
Pflichten dieser Vertragspartei
und des ihr entsprechenden
Unterzeichners des Sonderüber-
einkommens auf eine andere
Vertragspartei und den ihr ent-
sprechenden Unterzeichner des
Sonderübereinkommens zu-
stimmt. Diese brauchen vor der
Übertragung nicht Vertragspar-
tei des Übereinkommens oder
Unterzeichner des Sonderüber-
einkommens gewesen zu sein.

ARTIKEL XII

a) Dieses Übereinkommen
liegt vom 20. August 1964 an
sechs Monate lang in Washing-
ton für folgende Regierungen
zur Unterzeichnung auf:

i) die Regierung jedes Staa-
tes, der im Zeitpunkt der
Auflegung des Sonder-
übereinkommens zur
Unterzeichnung nament-
lich in dessen Anhang
aufgeführt ist,

ii) die Regierung jedes an-
deren Staates, der Mit-
glied der Internationalen
Fernmeldeunion ist, je-
doch vorbehaltlich der
Genehmigung der Quote
dieser Regierung oder
der von ihr namhaft ge-
machten öffentlichen
oder privaten Körper-
schaft des Fernmelde-
wesens durch den Aus-
schuß. Mit der Genehmi-
gung und dem Inkraft-
treten oder der vorläufi-
gen Anwendung gelten
der Name dieses Staates
und des ihm entsprechen-
den Unterzeichners des
Sonderübereinkommens
sowie seine Quote als in
die Anlage des Sonder-
übereinkommens aufge-
nommen.

b) Die Regierung jedes Mit-
gliedstaates der Internationalen
Fernmeldeunion kann diesem
Übereinkommen nach Ablauf
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der Unterzeichnungsfrist zu
finanziellen Bedingungen beitre-
ten, die der Ausschuß festlegt.
Mit diesem Beitritt gelten der
Name dieses Staates und des
ihm entsprechenden Unterzeich-
ners des Sonderübereinkommens
sowie seine Quote als in die
Anlage des Sonderübereinkom-
mens aufgenommen.

c) Die Quoten der Unter-
zeichner des Sonderübereinkom-
mens werden anteilmäßig herab-
gesetzt, wenn dies erforderlich
wird, um zusätzlichen Unter-
zeichnungswilligen den Beitritt
zum Sonderübereinkommen zu
ermöglichen; jedoch dürfen die
ursprünglichen Quoten derjeni-
gen Unterzeichner des Sonder-
übereinkommens, die im Zeit-
punkt seiner Auflegung zur
Unterzeichnung nicht in seiner
Anlage aufgeführt waren, zu-
sammen höchstens 17% betra-
gen.

d) Dieses Übereinkommen
tritt an dem Tag in Kraft, an
dem es von zwei oder mehr
Regierungen ohne Vorbehalt
der Genehmigung unterzeichnet
oder nach Abgabe eines der-
artigen Vorbehaltes genehmigt
worden ist. Danach tritt es für
jede Unterzeichnerregierung mit
der Unterzeichnung oder, wenn
sie vorbehaltlich der Genehmi-
gung unterzeichnet, mit der Ge-
nehmigung in Kraft.

e) Unterzeichnet eine Regie-
rung dieses Übereinkommen
vorbehaltlich der Genehmigung,
so kann sie, solange es zur Un-
terzeichnung aufliegt, erklären,
daß sie es vorläufig anwendet;
sie gilt damit als Vertragspartei.
Die vorläufige Anwendung en-
det

i) mit der Genehmigung
des Übereinkommens
durch diese Regierung
oder

ii) mit deren Rücktritt von
dem Übereinkommen
nach Artikel XI dieses
Übereinkommens.
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f) Ungeachtet dieses Artikels
kann dieses Übereinkommen
für eine Regierung erst dann
in Kraft treten oder von ihr
vorläufig angewendet werden,
wenn sie oder der ihr entspre-
chende Unterzeichner das Son-
derübereinkommen unterzeich-
net hat.

g) Ist dieses Übereinkommen
nicht binnen neun Monaten,
nachdem es zur Unterzeichnung
aufgelegt wurde, für die Regie-
rung eines Staates, die es nach
lit. a Ziffer i) unterzeichnet hat,
in Kraft getreten oder von ihr
vorläufig angewendet worden,
so gilt die Unterzeichnung als
nichtig und der Name dieses
Staates und des ihm entspre-
chenden Unterzeichners des
Sonderübereinkommens sowie
seine Quote gelten als aus der
Anlage des Sonderübereinkom-
mens gestrichen; die Quoten der
Unterzeichner des Sonderüber-
einkommens werden demgemäß
anteilmäßig erhöht. Ist dieses
Übereinkommen nicht binnen
neun Monaten, nachdem es zur
Unterzeichnung aufgelegt wur-
de, für die Regierung eines
Staates, die es nach lit. a Zif-
fer ii) unterzeichnet hat, in
Kraft getreten oder von ihr
vorläufig angewendet worden,
so gilt die Unterzeichnung als
nichtig.

h) Der Unterzeichner des
Sonderübereinkommens, der
einer Regierung entspricht, die
das vorliegende Übereinkom-
men vorbehaltlich der Geneh-
migung unterzeichnet, aber es
nicht vorläufig angewendet hat,
kann einen Beobachter beim
Ausschuß bestellen, und zwar
in derselben Weise, in der er
nach Artikel IV lit. b dieses
Übereinkommens einen Vertre-
ter bestellt haben könnte, wenn
die Regierung dieses Überein-
kommen genehmigt hätte. Die-
ser Beobachter, der das Wort
ergreifen darf, aber kein Stimm-
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redit hat, kann an den Sitzun-
gen des Ausschusses nur für die
Dauer von neun Monaten nach
Auflegung dieses Übereinkom-
mens zur Unterzeichnung teil-
nehmen.

i) Es können nur die in die-
sem Artikel erwähnten Vorbe-
halte zu diesem Übereinkom-
men gemacht werden.

ARTIKEL XIII

a) Notifikationen der Geneh-
migung oder der vorläufigen
Anwendung sowie Beitritts-
urkunden sind bei der Regie-
rung der Vereinigten Staaten
von Amerika zu hinterlegen.

b) Diese Regierung verstän-
digt alle Staaten, die dieses,
Übereinkommen unterzeichnet
haben oder ihm beigetreten
sind, über die Unterzeichnun-
gen, die Vorbehalte der Geneh-
migung, die Hinterlegung von
Notifikationen der Genehmi-
gung oder der vorläufigen An-
wendung, die Hinterlegung von
Beitrittsurkunden und die No-
tifikation des Rücktritts von
diesem Übereinkommen.

ARTIKEL XIV

Sogleich nach Inkrafttreten
dieses Übereinkommens läßt
die Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika es nach
Artikel 102 der Charta der
Vereinten Nationen bei deren
Generalsekretär registrieren.

ARTIKEL XV

Dieses Übereinkommen bleibt
bis zum Inkrafttreten der in
Artikel IX dieses Übereinkom-
mens angeführten endgültigen
Regelung in Kraft.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die hiezu gehörig befugten
Unterzeichneten dieses Über-
einkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Washing-
ton am zwanzigsten August
1964 in englischer und franzö-
sischer Sprache, wobei jeder



87. Stück — Ausgegeben am 7. Dezember 1965 — Nr. 323 1473

Wortlaut gleichermaßen ver-
bindlich ist, in einer Urschrift,
die im Archiv der Regierung
der, Vereinigten Staaten von
Amerika hinterlegt wird; diese
übermittelt jeder Unterzeich-
nerregierung und jeder beitre-
tenden Regierung sowie der Re-
gierung jedes Mitgliedstaates
der Internationalen Fernmelde-
union eine beglaubigte Ab-
schrift.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die ge-
wissenhafte Erfüllung der in diesem Übereinkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Ver-
kehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegen-
gezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 4. August 1965

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Probst

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Notifikation der Genehmigung ist am 23. September 1965 bei der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika hinterlegt worden. Das vorliegende Übereinkommen ist daher gemäß
seinem Artikel XII lit. d für Österreich am 23. September 1965 in Kraft getreten.

Bisher gehören diesem Übereinkommen folgende weitere Staaten an:
Algerien, Argentinien, Äthiopien, Australien, Bundesrepublik Deutschland, Ceylon, Chile,

Republik China, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Indien, Indonesien, Irak, Irland, Israel,
Italien, Japan, Jemen, Jordanien, Kanada, Kolumbien, Kuwait, Libanon, Libyen, Monaco, Neusee-
land, Norwegen, Pakistan, Portugal, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Spanien, Südafrika, Sudan,
Syrien, Tunesien, Vatikanstadt, Vereinigte Arabische Republik, Vereinigtes Königreich von Groß-
britannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.

Ferner gelten auf Grund von Notifikationen der vorläufigen Anwendung des Überein-
kommens folgende Staaten als Vertragsparteien:

Belgien, Brasilien, Niederlande.
Klaus
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